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Stabileres Rentensystem durch längere 
Erwerbstätigkeit: Verteilungswirkung beachten
Eine längere Erwerbsbeteiligung kann einen zentralen Beitrag zur nachhaltigen 
Finanzierung des umlagefinanzierten gesetzlichen Rentensystems leisten. Die Anhebung 
des Renteneintrittsalters und die Mobilisierung des Erwerbspotenzials Älterer gelten als 
zentrale Stellschrauben, sind jedoch sozial ungleich wirksam. Reformen müssen daher 
Arbeitsbedingungen verbessern, gezielte Ausnahmen für gesundheitlich Belastete vorsehen, 
geringere Lebenserwartung berücksichtigen und Verteilungswirkungen ausgleichen, um 
Akzeptanz und Effektivität zu sichern.
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Im Jahr 2024 lag der Altenquotient bei knapp 0,4, von 
100 Menschen im Alter zwischen 20 und unter 65 Jahren 
sind 39 Menschen 65 Jahre oder älter. Nach der jüngs-
ten Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen 
Bundesamtes wird der Altenquotient bis zum Jahr 2035 
unter moderaten Annahmen zu Geburten, Lebenserwar-
tung und Zuwanderung auf etwa 0,5 steigen (Statisti-
sches Bundesamt, 2025). Auch in den folgenden Jahren 
wird die Alterung nicht zurückgehen, sondern weiter an-
steigen – allerdings langsamer als in früheren Jahren.1 
Das Erwerbspersonenpotenzial geht also im Verhältnis zu 
den Menschen im Rentenalter erheblich zurück. Dadurch 
steigt absehbar der finanzielle Druck auf die Rentenver-
sicherung und auch auf die Kranken- und Pflegeversi-
cherung (Ochmann et al., 2025).2 Neben der steigenden 
finanziellen Belastung der jüngeren Generationen ent-
wickelt sich gleichzeitig ein Fachkräftemangel, der die 
wirtschaftliche Entwicklung verlangsamt (Berlemann & 
Eurich, 2023; Grimm et al., 2024). Eine insgesamt ältere 
Erwerbsbevölkerung geht zudem damit einher, dass die 
Innovationskraft der Volkswirtschaft sinken kann. Das 
erschwert dringend notwendige Produktivitätsfortschrit-

1	 Die Zahlen beziehen sich auf die Variante 02 (G2L2W2) der Bevölke-
rungsvorausberechnung mit mittleren Annahmen zur Migration, Le-
benserwartung und Fertilität.

2	 Auch wenn man den Altenquotienten anhand der Bevölkerung über 
66 Jahren berechnet, kommt es zu einer erheblichen Steigerung von 
rund 0,32 aktuell auf gut 0,43 im Jahr 2035. Auch in dieser Variante 
geht der Altenquotient nicht zurück.

te. Die Diagnose ist also klar und in der Diskussion un-
umstritten: Die gesetzliche Rentenversicherung steht vor 
großen demografischen Herausforderungen.

Die politische Herausforderung besteht darin, die finanzi-
elle Nachhaltigkeit des Umlagesystems zu gewährleisten, 
aber gleichzeitig die Einkommenssicherungsfunktion der 
Rentenversicherung zu erhalten und weiterzuentwickeln. 
Eine zentrale Stellschraube für die nachhaltige Finanzie-
rung ist die Vergrößerung des Erwerbspotenzials durch 
Anhebung der Altersgrenzen und eine Steigerung der Er-
werbstätigkeit Älterer. Insbesondere sollen durch Refor-
men das Arbeitsleben verlängert und die Erwerbstätigkeit 
während der Rentenphase erhöht werden. Dazu gibt es 
eine ganze Reihe von Vorschlägen und bereits eingeleite-
ten politischen Maßnahmen. Um diese Reformen erfolg-
reich umzusetzen, ist es wichtig, auch die Verteilungs-
wirkungen zu berücksichtigen. Denn nicht alle Personen 
können länger arbeiten, sodass durch eine Anhebung der 
Altersgrenzen Haushalte belastet werden und finanziell 
verlieren können. Unter anderem lässt sich dadurch er-
klären, warum in der Bevölkerung eine weitere Anhebung 
der Altersgrenzen sehr unpopulär ist und in der Politik 
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nur selten direkt ausgesprochen und gefordert wird. Im 
Folgenden zeigen wir zunächst die Erwerbsquoten der äl-
teren Erwerbsbevölkerung und wie sich diese zwischen 
unterschiedlichen Gruppen unterscheiden. Im Anschluss 
diskutieren wir die Auswirkungen einer Anhebung der Al-
tersgrenzen auch mit einem Fokus auf die Verteilungsef-
fekte und zeigen Möglichkeiten für die Mobilisierung des 
Erwerbspotenzials von Rentner:innen auf.

Bedeutung der Erwerbsbeteiligung für das 
Rentensystem: ein Blick in die Vergangenheit

Prognosen aus dem Rentenversicherungsbericht 2011 
sagten für das Jahr 2025 einen Beitragssatz von 20,9 % 
und ein Rentenniveau von 46,2 % voraus – beides ist 
nicht eingetreten. Auch die oft behauptete wachsen-
de Steuerfinanzierung in den letzten Jahrzenten exis-
tiert so nicht: Der Bundesanteil an den Rentenausgaben 
liegt seit Jahren stabil bei rund 30 %, ebenso der An-
teil der Rentenausgaben am Bruttoinlandsprodukt, der 
bei gut 9 % liegt. Die Einkommenssicherungsfunktion, 
zumindest zur Absicherung von Altersarmut, hat sich 
in den letzten Jahren kaum verändert. Die Quote der 
Grundsicherungsempfänger:innen liegt mit etwas über 
3 % niedrig und das Altersarmutsrisiko stagniert seit 2014 
auf Durchschnittsniveau. Selbst teure Projekte wie Müt-
terrente, die Einführung der „Rente mit 63“ oder Renten-
angleichung Ost konnten ohne Beitragserhöhung finan-
ziert werden.

Die positive Entwicklung hat mehrere Gründe: Reformen 
wie Rente mit 67, ein abgesenktes Rentenniveau und 
weniger Frühverrentung haben gegriffen. Zudem zahlen 
heute deutlich mehr Menschen Beiträge, da die Erwerbs-
tätigkeit deutlich angestiegen ist – vor allem bei Älteren, 
Frauen und Zugewanderten. Eine besondere Entwick-
lung fand bei der Erwerbstätigkeit Älterer und beim Ren-
tenzugangsalter statt. So lag die Erwerbstätigenquote in 
der Altersgruppe 55 bis unter 65 Jahre im Jahr 2001 bei 
knapp 38 %. Im Jahr 2024 lag sie mit 75 % fast doppelt 
so hoch (IAQ, 2025). Das Zugangsalter bei Altersrenten 
ist seit 2001 von 62,5 auf 64,7 Jahre im Jahr 2024 ge-
stiegen (Deutsche Rentenversicherung Bund, 2025). Die 
Erwerbsquote von Personen mit Rentenbezug hat sich 
in derselben Zeit – auf niedrigem Niveau – noch stärker 
entwickelt. So waren im Jahr 2022 etwa 7 % der über 
66-Jährigen erwerbstätig (ca. 1,2 Mio.), meist in Teilzeit 
oder Selbstständigkeit (Bindler et al., 2025). Höhere Bil-
dung und stabile frühere Beschäftigungsbiografien er-
höhen die Wahrscheinlichkeit der Weiterarbeit. Auch die 
Gesundheit ist entscheidend, wie Auswertungen auf Ba-
sis des Mikrozensus aus dem Jahr 2022 zeigen: Bei sehr 
guter oder guter Gesundheit ist die Erwerbsbeteiligung 
selbst in höherem Alter noch beachtlich. So sind in der 

Altersgruppe 66 bis 69 Jahre bei sehr guter Gesundheit 
27,5 % beschäftigt. Bei den Personen im Alter 70 bis 74 
Jahre sind es bei sehr guter Gesundheit immerhin 16,6 %. 
Auch bei Personen mit guter Gesundheit ist der Anteil der 
Erwerbstätigen mit 18,9 bzw. 10,6 % beachtlich. Nicht 
nur die Erwerbsquoten, auch die Arbeitszeit ist bei den 
Gruppen mit guter oder sehr guter Gesundheit deutlich 
höher als bei Menschen, die über Einschränkungen ihrer 
Gesundheit berichten.

Das Potenzial der Älteren für den Arbeitsmarkt

Aktuelle Analysen zeigen allerdings auch, dass trotz deut-
lich gestiegener Erwerbstätigenquoten in den vergange-
nen zwei Jahrzehnten weiterhin erhebliche ungenutzte 
Potenziale in den Altersgruppen ab etwa 55 Jahren beste-
hen (Buslei et al., 2024b). Diese ergeben sich insbeson-
dere aus drei Gruppen: älteren Teilzeitbeschäftigten mit 
Ausweitungsoptionen der Arbeitszeit, arbeitslosen Per-
sonen im höheren Erwerbsalter sowie Nichterwerbsper-
sonen, die unter geeigneten Rahmenbedingungen grund-
sätzlich für eine (Wieder-)Aufnahme von Erwerbstätigkeit 
in Frage kommen. Da diese Gruppen groß sind, können 
selbst moderate Mobilisierungen einen spürbaren Beitrag 
zur Stabilisierung des Arbeitskräfteangebots leisten. Ein 
Vergleich mit dem Ausland verdeutlicht das Potenzial. 
Buslei et al. (2024b) vergleichen Deutschland mit Schwe-
den hinsichtlich des Erwerbsumfangs Älterer. Dabei zeigt 
sich, dass die Älteren in Schweden häufiger und länger 
erwerbstätig sind als in Deutschland; zudem arbeiten sie 
im Schnitt mehr Stunden. Nutzt man die schwedischen 
Rahmendaten als Referenz, ergäbe sich für Deutschland 
ein Aktivierungspotenzial allein in der Gruppe der 55 bis 
70-Jährigen von etwa 1,3 Mio. Vollzeitäquivalenten.3

Die Realisierbarkeit dieses Potenzials ist jedoch stark 
von institutionellen, arbeitsmarktlichen und individuel-
len Faktoren abhängig. Neben den Faktoren Gesund-
heit, Qualifikationsstruktur und Erwerbsbiografien spie-
len auch strukturelle Barrieren eine zentrale Rolle, etwa 
eingeschränkte Weiterbildungszugänge, geringe Über-
gangschancen aus Arbeitslosigkeit in Beschäftigung oder 
fehlende altersgerechte Arbeitsbedingungen. Daher ist 
das Beschäftigungspotenzial älterer Menschen sozial un-
gleich verteilt: Während gut qualifizierte Beschäftigte in 
weniger belastenden Tätigkeiten vergleichsweise häufig 
länger erwerbstätig bleiben können, sind Personen mit 
körperlich anspruchsvollen Berufen oder diskontinuierli-
chen Erwerbsverläufen deutlich seltener in der Lage, ihr 
Erwerbspotenzial im höheren Alter auszuschöpfen. Dar-
aus folgt, dass das rein rechnerisch vorhandene Potenzial 

3	 Auch Coschignano et al. (2025) bzw. Isaak et al. (2026) schätzen ein 
erhebliches Arbeitskräftepotenzial in der älteren Bevölkerung.
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nicht automatisch in zusätzliche Beschäftigung übersetzt 
werden kann, sondern es gezielter politischer und be-
trieblicher Maßnahmen bedarf, um es wirksam zu aktivie-
ren. Dies gilt umso mehr als, wie oben beschrieben, die 
Erwerbstätigkeit Älterer bereits erheblich gestiegen ist. 
Daraus folgt auch, dass Reformvorschläge, die vor allem 
darauf zielen, den vorzeitigen Rentenzugang zu erschwe-
ren oder die Rahmenbedingungen im Transferbezug zu 
verschlechtern, entsprechend ungleiche Folgen bei den 
Älteren haben werden.

Anhebung des Renteneintrittsalters und Abschaffung von 
Frühverrentung

Zahlreiche empirische Studien zeigen, dass die Anhebung 
des Renteneintrittsalters eines der effizientesten Maß-
nahme zur Steigerung der Erwerbstätigkeit Älterer ist – 
jedenfalls wenn es hinreichend Arbeitsnachfrage gibt. 
So haben die Reformen der 1990er und 2000er Jahre in 
Deutschland dazu beigetragen, den Rentenzugang deut-
lich ins höhere Erwerbsalter zu verschieben (Engels et al., 
2017). Zunächst wurden Abschläge für den vorgezogenen 
Renteneintritt eingeführt, später unterschiedliche Früh-
verrentungspfade ganz geschlossen. Geyer und Welteke 
(2021) zeigen, dass die Abschaffung der Rente für Frauen, 
die das frühstmögliche Renteneintrittsalter von 60 auf 63 
Jahre erhöhte, die Erwerbstätigkeit deutlich erhöht hat. In 
ihrer Studie wird allerdings auch deutlich, dass es wenig 
Dynamik im Arbeitsmarktverhalten der Betroffenen gibt. 
In anderen Worten: Die Reform hatte zur Folge, dass die 
Frauen, die beschäftigt waren, beschäftigt blieben, um 
bei der nächsten Option in Rente zu gehen. Diejenigen 
hingegen, die nicht beschäftigt waren, blieben auch nicht 
beschäftigt. Vor diesem Hintergrund wird die Anhebung 
des Rentenzugangsalters immer wieder diskutiert, denn 
die Möglichkeiten sich an höhere Altersgrenzen anzu-
passen sind ungleich verteilt. Vereinfacht gesagt, gelingt 
diese Anpassung Büroangestellten mit hoher beruflicher 
Qualifikation besser als Menschen, die in körperlich an-
spruchsvollen Berufen, etwa im Bau oder der Gastrono-
mie tätig sind. Das bedeutet auch: In einer konjunkturellen 
Situation, die sich nah an der Vollbeschäftigung bewegt, 
sind die Folgen der Anhebung der Altersgrenzen sozial 
ausgewogener als in Situationen mit erhöhter Arbeitslo-
sigkeit. Das sollte bei der Konzeption einer weiteren An-
hebung der Altersgrenzen mitgedacht werden.

Unterschiede durch die Belastung im Beruf werden nicht 
ausgeglichen

Obwohl es klare empirische Evidenz gibt, dass Men-
schen, die eine physisch oder psychisch belastende Tä-
tigkeit hatten, den Arbeitsmarkt früher verlassen, wird 
dieser Unterschied bei Rentenreformen oft nicht berück-

sichtigt. Das trifft auch für die Rente für besonders lang-
jährige Versicherte zu, die für Personen mit 45 Versiche-
rungsjahren seit 2014 eine Senkung des abschlagsfreien 
Zugangsalters vorsieht. Dolls und Krolage (2023) zeigen, 
dass durch diese Reform das Zugangsalter deutlich ge-
senkt wurde und damit die Kosten für die Rentenversi-
cherung gestiegen sind. Inzwischen gehen rund 30 % 
eines Zugangsjahres mit dieser Option vor dem Regelein-
trittsalter in Rente.

Ein erheblicher Teil derjenigen, die nach 45 Versicherungs-
jahren frühzeitig und abschlagsfrei in Rente gehen, kommt 
allerdings aus Berufen mit vergleichsweise geringer Be-
lastung. Menschen, die lange in Berufen mit sehr hohen 
Belastungen gearbeitet haben, z. B. in der Gastronomie, in 
der Kranken- und Altenpflege oder dem Handwerk, blei-
ben oft außen vor, da sie nicht auf 45 Versicherungsjahre 
kommen und damit die Voraussetzungen nicht erfüllen. 
Von denjenigen, die abschlagsfrei in Rente gehen können, 
war weniger als ein Drittel während des Berufslebens im 
Durchschnitt sehr hoch belastet. Dazu zählen neben kör-
perlicher Anstrengung auch sogenannte psychosoziale 
Belastungen wie Stress. Demgegenüber waren fast 40 % 
leicht bis mäßig belastet (Buslei et al., 2024a). Die Maß-
nahme ist in diesem Sinn wenig zielgenau und es zeigt 
sich, dass die Dauer der Erwerbskarriere ein unzureichen-
der Indikator ist, um berufliche Belastungen zu messen. 
Hohe Belastungen werden bei kürzeren Erwerbskarrieren 
anteilig häufiger beobachtet, während bei längeren Lauf-
bahnen die Bedeutung von Beschäftigungsphasen mit 
geringeren Belastungen zunimmt. Als Kriterium für eine 
vorgezogene Altersrente wäre daher ein Instrument sinn-
voller, das an der tatsächlichen Beschäftigungsfähigkeit 
der Versicherten ansetzt (Zwick et al., 2022).

Um eine weitere Anhebung der Altersgrenzen politisch 
umzusetzen, ist es wichtig, diese Ungleichheiten zu be-
rücksichtigen. Damit könnten negative Verteilungswir-
kungen ausgeglichen werden. Dabei stellt sich jedoch 
die Frage, für welche Gruppen ein früherer Rentenein-
tritt möglich sein soll. Auf Basis von Daten der Deut-
schen Rentenversicherung ziehen Brussig und Geyer 
(2026) als Untergrenze dieser Personengruppe jene he-
ran, die die frühere Berufsunfähigkeitsrente (BU-Rente) 
in Anspruch genommen haben, die für die Geburten 
bis zum 1. Januar 1961 noch zugänglich war. In der Al-
tersgruppe der 58- bis 62-Jährigen nahmen jährlich et-
wa 3.000 bis 5.000 Personen eine solche BU-Rente in 
Anspruch, überwiegend Männer mit mittlerer bis guter 
Qualifikation. Rund 50 % der Fälle entfielen auf Erkran-
kungen des Muskel-Skelett-Systems. Ergänzende Ana-
lysen des Mikrozensus zeigen, dass gesundheitliche 
Einschränkungen häufig zu längerer Arbeitsunfähigkeit, 
Teilzeitarbeit oder zum Rückzug aus Erwerbstätigkeit 
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führen. Je nach Abgrenzung identifizieren Brussig und 
Geyer (2026) eine Risikogruppe von 20.000 bis 30.000 
Personen, während weiter gefasste Schätzungen bis 
zu 130.000 bzw. 290.000 Personen umfassen. Beson-
ders betroffen sind Menschen in körperlich belastenden 
Berufen; Frauen weisen insgesamt höhere Risiken auf. 
Insgesamt zeigt die Studie, dass eine zielgenaue Politik 
weiterer Forschung bedarf.

Wenn es gelänge, diese Gruppe zielgenau zu identifizie-
ren, könnte ein früher Renteneintritt auch eine weitere 
Ungleichheit adressieren: die Ungleichheit in der Lebens-
erwartung. Zahlreiche Studien zeigen, dass sich die Le-
benserwartung systematisch unterscheidet. Dabei ist ne-
ben dem Lebenseinkommen (Haan et al., 2020; 2019) und 
Bildung auch die Berufsbelastung ein zentraler Indikator 
(Geyer et al., 2022).

Finanzielle Anreize für mehr Beschäftigung

Zusätzlich zu einer Erhöhung des Renteneintrittsalters 
wird auch die freiwillige Weiterarbeit bei Rentenbezug fi-
nanziell gefördert. Dazu wurden zunächst die Hinzuver-
dienstgrenzen auch bei vorzeitigem Rentenbezug erhöht 
und dann abgeschafft. Inzwischen wurden nun auch ge-
zielt weitere finanzielle Anreize durch die Einführung der 
Aktivrente gesetzt. Durch die Aktivrente sollen Personen, 
die über das reguläre Rentenalter hinaus arbeiten, Ar-
beitseinkommen von bis zu 2.000 € monatlich steuerfrei 
erhalten. Verteilungspolitisch begünstigt diese Maßnah-
me vermutlich eher Besserverdienende Rentner:innen 
(Bach et al., 2025b).

Die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit der Aktivrente 
hängt entscheidend davon ab, ob ältere Personen auf die 
steuerlichen Anreize reagieren und es dadurch tatsäch-
lich zu einer höheren Erwerbsquote kommt. Bohmann et 
al. (2025) nutzen ein Vignettendesign um die möglichen 
Beschäftigungseffekte abzuschätzen. Die Aktivrente wür-
de – so das Ergebnis der Studie – zu moderaten, aber 
statistisch signifikanten positiven Beschäftigungseffek-
ten führen. Die Einführung der Aktivrente führt demnach 
zu einer Steigerung der Beschäftigungsbereitschaft von 
Älteren: Im Durchschnitt steigen die Beschäftigung und 
das Arbeitsvolumen um etwa 10 %. Die daraus resultie-
rende Arbeitsangebotselastizität von 0,23 liegt im Bereich 
von Studien, die Elastizitäten von jüngeren Gruppen ge-
schätzt haben. Basierend auf den Umfrageergebnissen 
und Informationen aus dem Mikrozensus ergibt sich ein 
Beschäftigungsanstieg durch die Einführung der Aktiv-
rente von 25.000 bis 33.000 Vollzeitäquivalenten in der Al-
tersgruppe 66 bis 70 Jahre. Die Studie zeigt auch, warum 
die Effekte relativ gering sind: Nicht-monetäre Faktoren, 
wie „geistig fit bleiben“, „Spaß an der Arbeit“ und „soziale 

Kontakte“ werden neben finanziellen Aspekten als wichti-
ge Gründe für Erwerbstätigkeit genannt.

Fazit

Bisher gibt es keine klare Strategie, wie die derzeitige Bun-
desregierung den absehbaren Herausforderungen bei der 
Rente begegnen will. Dafür wurde eine Rentenkommission 
eingesetzt, die bis zum Sommer 2026 konkrete Vorschläge 
erarbeiten soll. Die Rente steht zwar wie oben beschrie-
ben deutlich besser da, als früher erwartet wurde, aber mit 
dem Renteneintritt der Babyboomer steigen die Herausfor-
derungen deutlich. Und nicht nur bei der Rente: Beitrags-
satzsteigerungen wird es vermutlich auch im Bereich Ge-
sundheit und Pflege geben. Die Probleme und Reformen 
bei der Rente können also nicht isoliert betrachtet werden. 
Insofern geht der Nutzen aus der Aktivierung des Erwerbs-
personenpotenzials Älterer auch deutlich über die Renten-
versicherung hinaus (Isaak et al., 2026).

Eine Anhebung des Rentenzugangsalters oder die Ab-
schaffung von vorgezogenen Rentenzugangsmöglichkeiten 
sollten daher in keinem Fall ausgeschlossen oder tabuisiert 
werden. Solche Reformen stellen jedoch viele Beschäftigte 
vor erhebliche Probleme, da sie sich nicht in der Lage se-
hen, sich an die höheren Altersgrenzen anzupassen. Allge-
meine Anhebungen des Rentenzugangsalters sind an zwei 
Stellen sozial unausgewogen: erstens, weil Menschen mit 
geringer Bildung und geringem Einkommen eine niedrige-
re Lebenserwartung haben und zweitens, da genau diese 
Gruppe häufig in ihren Jobs aufgrund physischer und psy-
chischer Belastungen Schwierigkeiten hat, sich an die neu-
en Altersgrenzen anzupassen. Damit eine Erhöhung des 
Rentenzugangsalters politisch einfacher umsetzbar wird 
und auch effektiv die Beschäftigung erhöht, müssen also 
die Arbeitsbedingungen verbessert werden, sodass es für 
alle Gruppen möglich und auch attraktiv ist länger zu ar-
beiten. Das ist auch eine wichtige Voraussetzung, damit 
finanzielle Anreize zu deutlich mehr Beschäftigung führen. 
Zusätzlich ist es notwendig, weiterhin die Möglichkeiten 
für einen früheren Renteneintritt zu schaffen. Dieser muss 
aber klar fokussiert sein. Die Erfahrungen mit der Rente für 
besonders langjährige Versicherte zeigen, dass die Dauer 
der Erwerbskarriere ein unzureichender Indikator ist, um 
berufliche Belastungen zu messen und damit starke Mit-
nahmeeffekte nach sich zieht. Denkbar wäre allerdings, bei 
der Prüfung der gesundheitlichen Belastungen von Älteren 
stärker auf den, sofern beschäftigt, tatsächlich ausgeübten 
Beruf sowie die Arbeitsmarktchancen abzustellen. Die Er-
werbsminderung scheint hier eine zu hohe Hürde für viele 
Ältere darzustellen (Brussig & Geyer, 2026). Denkbar wäre 
ein entsprechend einfacherer Altersrentenbezug aufgrund 
gesundheitlicher Einschränkungen einige Jahre vor der Al-
tersgrenze für langjährig Versicherte.
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Es spricht auch viel dafür, die umverteilenden Elemente 
innerhalb der gesetzlichen Rente oder über alle Altersein-
kommen zu stärken (Bach et al., 2025a). Damit könnten 
Verluste für Menschen, die nicht länger arbeiten können, 
ausgeglichen werden. Aber auch hier gilt wieder, dass 
dieser Ausgleich klar konditioniert sein muss, damit Mit-
nahmeeffekte reduziert werden.
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